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34. Jahrgang 
 

 INHALT Seite 

   

1.) Offenlegung des Liegenschaftskatasters gemäß § 13 Abs. 5 des 
Gesetzes über die Landesvermessung und das 
Liegenschaftskataster (Vermessungs- und Katastergesetz – 
VermKatG NRW) vom 1. März 2005 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen 2005 S. 
174) 
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2.) 

 
10. Satzung vom 12.03.2008 zur Änderung der Beitrags- und 
Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Gemeinde 
Schermbeck vom 14.09.1990 
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3.) 
 

 
Straßenbenennung im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 41 
„Bebauung Heggenkamp“ und dem Bereich der 2. Änderung 
zum Bebauungsplan Nr. 10 „Kerkerfeld West“ 
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4.) 

 
Zweites Bürgerforum zur Fortschreibung der Gemeindeent- 
wicklungsplanung Schermbeck am 08. April 2008 
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5.) 

 
1. Satzung vom 12.03.2008 zur Änderung der Satzung  der 
Gemeinde Schermbeck zur Regelung des Kostenersatzes für 
Einsätze, der Entgelte für die Gestellung von 
Brandsicherheitswachen sowie für freiwillige Leistungen der 
Freiwilligen Feuerwehr vom 14.12.2005 –Feuerwehrsatzung - 
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10. Satzung 
 

vom 12.03.2008 zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Gemeinde 
Schermbeck vom 14.09.1990. 
 
Auf Grund des § 7 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09. Oktober 2007 (GV 
NRW S. 380) und der §§ 4, 6, 7, 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Artikel II des Gesetzes vom 11. 
Dezember 2007 (GV NRW 2008 S. 8), in Kraft getreten am 08. Januar 2008 hat der Rat der Gemeinde Scherm-
beck in seiner Sitzung am 12. März 2008 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

 
I. 

Änderung einer Satzung 
 
Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Schermbeck vom 14.09.1990 wird 
wie folgt geändert: 
 
An § 11 Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 
 
„4. Die überbauten und/oder befestigten sowie abflusswirksamen Flächen werden im Wege der Befragung der 

Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke ermittelt. Der Grundstückseigentümer ist dazu verpflichtet, 
der Gemeinde auf Anforderung die Quadratmeterzahl der überbauten und/oder befestigten Flächen sowie in 
die öffentliche Abwasseranlage abflusswirksamen Flächen auf seinem Grundstück mitzuteilen. Insbesondere 
ist er verpflichtet, zu einem von der Gemeinde vorgelegten Lageplan über die überbauten und/oder befestig-
ten sowie abflusswirksamen Flächen auf seinem Grundstück mitzuteilen, ob diese Flächen durch die Ge-
meinde zutreffend ermittelt worden sind.  

 
Kommt der Grundstückseigentümer seiner Mitwirkungspflicht ganz oder teilweise nicht nach oder liegen für 
ein Grundstück keine geeigneten Angaben/Unterlagen des Grundstückseigentümers vor, wird die überbaute 
und/oder befestigte sowie abflusswirksame Fläche von der Gemeinde geschätzt. 

 
Wird die Größe der überbauten und/oder befestigten sowie abflusswirksamen Fläche verändert, hat der 
Grundstückseigentümer dieses der Gemeinde innerhalb eines Monats nach Abschluss der Veränderung mit-
zuteilen.“ 

 
 

II. 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 01.04.2008 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
 

Bekanntmachung der Gemeinde Schermbeck  



Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 09. Oktober 2007 (GV NRW S. 380), kann gemäß § 7 Abs. 6 GO gegen diese Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-

führt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,  
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Schermbeck, 12.03.2008 
 
 
 
  - Grüter - 
  Bürgermeister 
 
 
















